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„Keine	Arbeit?“	Ein	Kanzlerwort	mit	Diagnose		 

Als Bundeskanzler Christian Stocker bei seiner Sommertour in Salzburg erklärte, Kinderbetreuung sei 
für ihn „keine unbezahlte Arbeit“, war die öffentliche Empörung groß – und berechtigt. Doch aus 
ärztlicher Sicht interessiert uns weniger die politische Peinlichkeit dieses Satzes als seine 
gesundheitspolitische Sprengkraft. Denn was der Kanzler hier wegdefiniert hat, ist keine Randnotiz. 
Es ist eine der größten unbezahlten Arbeitsleistungen dieses Landes – mit messbaren Folgen für 
Körper, Psyche und Geldbörse von vor allem Frauen. 

Die gesundheitliche Rechnung 

Die Datenlage ist eindeutig, körperlich wie psychisch. Zahlreiche longitudinale Studien und 
systematische Übersichtsarbeiten zeigen einen konsistenten Zusammenhang zwischen hoher 
unbezahlter Care-Arbeit und schlechterer psychischer Gesundheit – besonders bei Frauen, die nach 
wie vor den überwiegenden Anteil an Kinderbetreuung und anderer unbezahlter Sorgearbeit 
leisten. Dabei ist nicht die Kinderbetreuung an sich das Problem, sondern ihre ungleiche Verteilung, 
die hohe zeitliche Belastung und die fehlende strukturelle Unterstützung. Insbesondere hohe 
Betreuungsintensität, die Doppelbelastung durch Erwerbs- und Familienarbeit sowie fehlende 
Entlastungsangebote erhöhen das Risiko für depressive Symptome und psychische Belastung. Dazu 
kommt die körperliche Seite: chronischer Stress, Schlafmangel und erhöhtes kardiovaskuläres Risiko 
sind bei Frauen mit Doppelbelastung gut dokumentiert. Wer, wie die Salzburger Bürgerin es dem 
Kanzler vorrechnete, im Schnitt 96 Stunden pro Woche unbezahlte Kinderbetreuung leistet – ohne 
Pause, ohne Zuschlag, ohne Urlaubsanspruch –, befindet sich in einem Dauerzustand 
physiologischer und psychischer Erschöpfung. Das ist kein individuelles Befinden. Das ist ein 
Arbeitsschutzproblem, das nur deshalb nicht als solches behandelt wird, weil die Arbeit selbst nicht 
als Arbeit gilt. 

Die finanzielle Rechnung 

Hier schließt sich ein Kreis, den man von der Partei des Kanzlers eigentlich kennen müsste. Es war 
eine schwarz-blaue Koalition, die 2003 jene Pensionsreform beschloss, die bis heute vor allem 
Frauen mit Kindererziehungszeiten und Teilzeitbeschäftigung finanziell bestraft: Der 
Durchrechnungszeitraum für die Pensionsberechnung wurde von 15 bzw. 18 Jahren schrittweise auf 
40 Jahre ausgedehnt – ausgerechnet jene Zeitspanne, in der Erwerbsunterbrechungen durch 
Kinderbetreuung am stärksten zu Buche schlagen. Wer also behauptet, Betreuungsarbeit sei „kein 
Rechenbeispiel“, sollte wissen, dass die eigene Partei genau diese Rechnung seit über zwanzig 
Jahren zu Lasten von Frauen aufmacht. Österreich liegt beim Gender Pension Gap europaweit unter 
den Schlusslichtern. Das ist kein Naturgesetz, sondern das Ergebnis politischer Entscheidungen. 

Und die Geburtenrate? 

Wer sich ernsthaft über die sinkende Geburtenrate sorgt, wie es in dieser Bundesregierung gerne 
betont wird, sollte sich diesen Zusammenhang genau ansehen. Wenn Betreuungsarbeit körperlich 
und psychisch erschöpft, finanziell bestraft und politisch nicht einmal als Arbeit anerkannt wird, ist 
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der Rückgang der Geburtenrate keine rätselhafte gesellschaftliche Laune, sondern eine rationale 
Reaktion. Junge Menschen, insbesondere Frauen, treffen ihre Entscheidung gegen Kinder 
zunehmend bewusst – weil sie die Rechnung längst kennen, auch wenn der Kanzler sie nicht 
anerkennen will. 

Ein Familienbild von gestern 

Diese Aussage fällt nicht vom Himmel. Sie passt zu einem Familienbild, das traditionell verankert ist: 
dem einer Familie, in der Betreuungsarbeit als selbstverständlicher, unsichtbarer Beitrag – meist der 
Frau – vorausgesetzt wird, während „richtige“ Arbeit anderswo stattfindet. Genau dieses Bild steht 
der gesellschaftlichen Realität von heute entgegen, in der Frauen erwerbstätig sind, 
Betreuungsarbeit leisten und dafür doppelt zur Kasse gebeten werden: mit ihrer Gesundheit und 
mit ihrer Pension. 

Wer Frauengesundheit ernst nimmt, kommt an Fragen zur Anerkennung von Care-Arbeit und zur 
Erleichterung von Vereinbarkeit nicht vorbei. Als Organisation der Ärztinnen Österreichs werden wir 
zu keinem Zeitpunkt müde werden, uns für die Gesundheit unserer Patientinnen und Kolleginnen 
einzusetzen. 
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